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Einladung 
 

zur ordentlichen Hauptversammlung 
der 

 
M.A.X. Automation AG, 

 Düsseldorf  
 

WKN 658090 

ISIN DE0006580905 
 

 

 

 

Wir laden ein zur ordentlichen Hauptversammlung 

 
am Freitag, dem 03. Juli 2009, 13:00 Uhr 

in den Räumen CCD. Ost - Congress Center Düsseldorf 

Stockumer Kirchstraße 61, 40474 Düsseldorf 
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T A G E S O R D N U N G 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31.12.2008, des gebilligten 

Konzernabschlusses zum 31.12.2008, der Lageberichte der M.A.X. Automati-

on AG und des Konzerns sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2008 und des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Anga-

ben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB 

 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns des Geschäfts-

jahrs 2008 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 

2008 in Höhe von € 3.197.675,62 wie folgt zu verwenden: 

 

a) Ausschüttung einer Dividende in Höhe von je € 0,05 
auf insgesamt 26.794.415 Stammaktien (Stückaktien) 

 
 € 1.339.720,75 

b)       Einstellung in die Gewinnrücklagen € 0,00 

c) Gewinnvortrag auf neue Rechnung  € 1.857.954,87 
  

 Bilanzgewinn 
 

 € 3.197.675,62 
 

Die Dividende wird am 07. Juli 2009 ausbezahlt. 

 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2008 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2008 Entlastung zu erteilen. 
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4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für 

das Geschäftsjahr 2008 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2008 Entlastung zu erteilen. 

 

 

5. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu 

deren Verwendung 

  

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 

 

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 02. Januar 2011 eigene Aktien im 

Umfang von bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 

bestehenden Grundkapitals zu anderen Zwecken als dem Handel in eigenen 

Aktien zu erwerben, wobei auf die erworbenen Aktien zusammen mit anderen 

eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr zuzu-

rechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10% des Grundkapitals entfallen 

dürfen.  

 

 Die Ermächtigung kann durch die Gesellschaft ganz oder in Teilen ausgeübt 

werden; bei Ausübung in Teilen kann von der Ermächtigung mehrfach Ge-

brauch gemacht werden. Der Erwerb darf nur über die Börse oder mittels ei-

nes an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. 

 

b) Sofern der Erwerb der Aktien über die Börse erfolgt, darf der Erwerbspreis 

(ohne Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mittelwert der Kurse von Ak-

tien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung in der Schlussauktion 

im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 

Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den dem Erwerb vorangehenden 

letzten 10 Börsenhandelstagen, an denen jeweils ein Handel in solchen Ak-

tien stattgefunden hat, um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.  
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 Erfolgt der Erwerb aufgrund eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre, so 

darf der an die Aktionäre gezahlte Erwerbspreis (ohne Erwerbsnebenkosten) 

den arithmetischen Mittelwert der Kurse von Aktien der Gesellschaft gleicher 

Gattung und Ausstattung in der Schlussauktion im XETRA-Handel (oder ei-

nem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Wertpapierbörse in Frankfurt 

am Main an den der Veröffentlichung des Angebots vorangehenden letzten 

10 Börsenhandelstagen, an denen jeweils ein Handel in solchen Aktien statt-

gefunden hat, um nicht mehr als 20% über- oder unterschreiten. 

 

 Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die von den Aktionären zum Er-

werb angebotenen Aktien das vorgesehene Rückkaufvolumen überschreiten, 

erfolgt die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des Erwerbsangebots 

zu den insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien. Es kann aber 

vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen von bis zu 50 angebotenen 

Aktien je Aktionär bevorrechtigt angenommen werden. Die Vorschriften des 

Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes sind zu beachten, sofern und 

soweit diese Anwendung finden. 

 
c) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre eine Veräußerung der erworbenen 

eigenen Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an 

alle Aktionäre vorzunehmen, 

 

(aa) wenn die erworbenen eigenen Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis 

veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 

gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht 

wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenpreis im Sinne der 

vorstehenden Regelung gilt der arithmetische Mittelwert der Kurse von 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung in der 

Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfol-

gesystem) an der Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den der 

Veräußerung vorangehenden letzten 10 Börsenhandelstagen, an denen 

jeweils ein Handel in solchen Aktien stattgefunden hat.  
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 Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräu-

ßerten Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten 

dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 

Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 

sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausnutzung einer zum Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens dieser Ermächtigung geltenden Ermächtigung zur Ausgabe neuer 

Aktien aus genehmigtem Kapital gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 

Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden; 

 
oder 

 

(bb) wenn die Aktien gegen Sachleistungen veräußert werden und dies zu 

dem Zweck erfolgt, Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 

zu erwerben (auch wenn neben den Aktien eine Kaufpreiskomponente 

in bar ausgezahlt wird) und der Erwerb des Unternehmens oder der Be-

teiligung im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

 
d) Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien der Gesellschaft einzuziehen, 

ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren Hauptver-

sammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung führt zur Kapitalherabset-

zung. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Grundkapitalziffer und die Angabe 

der Zahl der Aktien in der Satzung entsprechend dem Umfang der Einziehung 

zu ändern. Der Vorstand kann abweichend davon bestimmen, dass das 

Grundkapital bei der Einziehung nicht herabgesetzt wird und sich stattdessen 

durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß 

§ 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand ist in diesem Fall ermächtigt, die Anga-

be der Zahl der Aktien in der Satzung anzupassen.  

 

e) Die Ermächtigungen zur Veräußerung und zur Einziehung nach lit. c) und 

lit. d) können einzeln oder gemeinsam, ganz oder in Teilen ausgeübt werden; 
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bei Ausübung in Teilen kann von den Ermächtigungen mehrfach Gebrauch 

gemacht werden.  

 

 

 Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 5 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 

AktG i.V.m. § 186 Abs. 3 und Abs. 4 AktG: 

 

 Der Vorstand hat gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 3 und Abs. 4 AktG 

einen schriftlichen Bericht über die gemäß Punkt 5 der Tagesordnung vorgeschla-

gene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei der Veräußerung eige-

ner Aktien erstattet. Der Bericht liegt vom Tage der Einberufung der Hauptver-

sammlung in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre 

aus. Auf Verlangen wird der Bericht jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos 

übersandt. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

 

 „Die unter Tagesordnungspunkt 5 eingeräumte Ermächtigung sieht vor, dass die 

Gesellschaft eigene Aktien in Höhe von bis zu zehn Prozent ihres Grundkapitals 

erwerben und wieder veräußern bzw. einziehen darf. Mit der vorgeschlagenen Er-

mächtigung wird die Gesellschaft für die kommenden 18 Monate in die Lage ver-

setzt, von dem international üblichen Instrument des Erwerbs eigener Aktien Ge-

brauch zu machen, um die mit dem Erwerb verbundenen Vorteile im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu realisieren.  

 

 Rechtsgrundlage für die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ist § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG. Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Mög-

lichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot (Tenderverfah-

ren) zu erwerben. Bei dieser Variante kann jeder verkaufswillige Aktionär der Ge-

sellschaft entscheiden, wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu 

welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis 

angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, so 

muss eine Zuteilung der Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Hierbei kann ei-

ne bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis ma-

ximal 50 Stück vorgesehen werden. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Be-
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träge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten sowie kleine Restbestände 

zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern. 

 

 Durch die Möglichkeit des Wiederverkaufs der eigenen Aktien können diese zur 

Beschaffung von Eigenmitteln benutzt werden. Für die Wiederveräußerung erwor-

bener eigener Aktien sieht das Gesetz grundsätzlich einen Verkauf über die Börse 

oder ein Angebot an alle Aktionäre vor. Die Hauptversammlung kann jedoch in ent-

sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 und Abs. 4 AktG auch eine andere Ver-

äußerung beschließen. Die unter Tagesordnungspunkt 5 vorgeschlagene Ermäch-

tigung der Gesellschaft sieht daher vor, dass eine Veräußerung der erworbenen ei-

genen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an 

alle Aktionäre vorgenommen werden kann, wenn die erworbenen eigenen Aktien 

zu einem Preis veräußert werden, der den maßgeblichen Börsenkurs von Aktien 

der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung 

nicht wesentlich unterschreitet. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit aus-

geschlossen. Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei der arithmetische Mittelwert 

der Kurse von Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung in der 

Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

an der Wertpapierbörse in Frankfurt am Main an den der Veräußerung vorange-

henden letzten 10 Börsenhandelstagen, an denen jeweils ein Handel in solchen Ak-

tien stattgefunden hat. Mit dieser Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 

AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen 

Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht.  

 

 Diese Möglichkeit, das Bezugsrecht bei der Wiederveräußerung eigener Aktien der 

Gesellschaft in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszu-

schließen, dient dem Interesse der Gesellschaft, eigene Aktien beispielsweise an 

weitere Anleger zu verkaufen und erlaubt insbesondere eine schnellere und kos-

tengünstigere Platzierung der Aktien als bei deren Veräußerung unter Einräumung 

eines Bezugsrechts an die Aktionäre. Die Verwaltung wird dadurch in die Lage ver-

setzt, die sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietenden Möglichkeiten 

schnell, flexibel und kostengünstig zu nutzen, wenn aufgrund des Umfangs der zu 

veräußernden Aktien bei einer Veräußerung über die Börse mit erheblichen Kurs-
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rückgängen zu rechnen wäre. Darüber hinaus können so gegebenenfalls zusätzli-

che neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland gewonnen werden. Der Vorstand 

erhält hierdurch ein zusätzliches Finanzierungsinstrument, um die Stellung der Ge-

sellschaft auf in- und ausländischen Märkten zu stärken. Die erworbenen eigenen 

Aktien dürfen nur zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Ak-

tien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräuße-

rung nicht wesentlich unterschreitet. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen Börsen-

preis wird voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls aber maximal bei 5 %, des Bör-

senpreises liegen. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die ei-

genen Aktien geschieht zeitnah vor ihrer Veräußerung. Eine Herabsetzung des Ak-

tienwertes durch negative Beeinflussung des Börsenkurses wird dadurch vermie-

den.  

 

 Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei der 

Veräußerung der eigenen Aktien an Dritte unter Ausschluss der Aktionäre vom Be-

zugsrecht auf der Grundlage des § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG angemessen gewahrt. 

Diese Ermächtigung zur Veräußerung gilt nur mit der Maßgabe, dass die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien 

insgesamt zehn Prozent des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Auf diese Begrenzung auf zehn Prozent des Grundkapitals sind die-

jenigen Aktien anzurechnen, die unter Ausnutzung einer zum Zeitpunkt des Wirk-

samwerdens dieser Ermächtigung geltenden Ermächtigung zur Ausgabe neuer Ak-

tien aus genehmigtem Kapital gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 

des Bezugsrechts ausgegeben werden.  

 

 Die Gesellschaft soll ferner eigene Aktien auch ohne erneuten Beschluss der 

Hauptversammlung einziehen können.  

 

 Des Weiteren soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats die erworbenen eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-

näre beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen Dritten 

entweder ganz oder teilweise als Gegenleistung anzubieten (u. U. auch bei Zuzah-
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lung einer Kaufpreiskomponente in bar). So können in bestimmten Fällen eigene 

Aktien als Gegenleistung bei Unternehmenskäufen oder im Rahmen von Unter-

nehmenszusammenschlüssen verwendet werden. Der Wettbewerb und die Unter-

nehmenspraxis verlangen diese Form der Gegenleistung. Der Vorstand wird das 

Bezugsrecht der Aktionäre nur dann ausschließen, wenn dies zu diesem Zeitpunkt 

im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Bei der Festlegung der Be-

wertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktio-

näre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird der Vorstand sich bei der 

Bemessung des Werts der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs 

der Aktie der M.A.X. Automation AG orientieren. Eine schematische Anknüpfung an 

einen Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Ver-

handlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses in Frage zu 

stellen. Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Gesell-

schaft sich verpflichtet, die eigenen Aktien nicht zu einem Preis zu veräußern, der 

wesentlich unterhalb des aktuellen Börsenkurses liegt. Vorstand und Aufsichtsrat 

verpflichten sich außerdem, den Gegenwert für die eigenen Aktien ausschließlich 

im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre festzulegen. Eine Herabsetzung 

des Aktienwertes durch negative Beeinflussung des Börsenkurses wird dadurch 

vermieden.“  

 

  

6. Beschlussfassung über die Neuwahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats 

 

Herr Dr. Frank Stangenberg-Haverkamp hat sein Amt als Mitglied des Aufsichtsrats 

der M.A.X. Automation AG mit Wirkung zum 31. Januar 2009 niedergelegt. Das 

Amtsgericht Düsseldorf hat Herrn Manfred Heim mit Wirkung zum 01. Februar 2009 

als weiteres Mitglied des Aufsichtsrats bestellt. Der Aufsichtsrat schlägt vor, über 

die Wahl von Herrn Manfred Heim durch die Hauptversammlung Beschluss fassen 

zu lassen.  

 

Der Aufsichtsrat setzt sich nach § 8 Abs. 1 der Satzung, §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 

AktG aus drei Mitgliedern zusammen, die alle von der Hauptversammlung zu wäh-

len sind. Der Aufsichtsrat schlägt insoweit vor, folgenden Vertreter der Anteilseigner 
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für die Zeit bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 

Geschäftsjahr 2011 entscheidet (zu diesem Zeitpunkt endet auch die Amtsdauer 

der übrigen Aufsichtsratsmitglieder), in den Aufsichtsrat zu wählen: 

 

- Herrn Manfred Heim, Kaufmann, Bonn 

 

 Die Hauptversammlung ist bei der Wahl der Vertreter der Anteilseigner nicht an 

Wahlvorschläge gebunden.  

 

 Herr Heim ist Mitglied in folgenden gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten: 

• Aufsichtsratsmitglied der Vecoplan AG, Bad Marienberg 

 

 Herr Heim ist ferner Mitglied in folgenden vergleichbaren in- und ausländischen 

Kontrollgremien: 

• Beiratsmitglied der Bonvita GmbH, Wilnsdorf 

 

 

7. Beschlussfassung über Satzungsänderungen zur Umsetzung der Aktionärs-

rechterichtlinie (ARUG)  

 

 Das im Regierungsentwurf vorliegende Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechte-

richtlinie (ARUG), das in 2009 in Kraft treten soll, sieht u. a. Änderungen für Fristen 

und Termine sowie zu den Bestimmungen der Form von Vollmachten vor. Einzelne 

Änderungen durch das ARUG sollen in der Satzung abgebildet werden, um Klarheit 

für die nächste ordentliche Hauptversammlung im Jahr 2010 zu schaffen. Der Vor-

stand soll die Satzungsänderungen jedoch erst zum Handelsregister anmelden, 

wenn und soweit das ARUG bzgl. der nachgenannten Regelungen in Kraft getreten 

ist. 
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 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, wie folgt zu beschließen: 

 

a) Satzungsänderungen 

 

 Zur Anpassung der Satzung an die dargestellten neuen Regelungen des Ak-

tiengesetztes in der Fassung des ARUG schlagen Vorstand und Aufsichtsrat 

vor, folgende Satzungsänderungen zu beschließen: 

 

aa) § 13 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(2) Die Einberufung muss, sofern das Gesetz keine abweichende 

Frist vorsieht, mindestens 36 Tage vor dem Tag der Hauptver-

sammlung im elektronischen Bundesanzeiger bekannt gemacht 

werden. Der Tag der Einberufung und der Tag der Hauptver-

sammlung sind nicht mitzurechnen.“ 

 

bb) § 14 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 

Stimmrechts in der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktio-

näre berechtigt, die sich spätestens sechs Tage vor dem Tag der 

Hauptversammlung unter der in der Einladung zur Hauptver-

sammlung hierfür genannten Adresse in Textform (§ 126b BGB) 

in deutscher oder englischer Sprache angemeldet haben. Der Tag 

des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung sind nicht mit-

zurechnen. 

 

(2) Die Aktionäre haben ihre Berechtigung zur Teilnahme an der 

Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts durch ei-

nen in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Spra-

che erstellten besonderen Nachweis des depotführenden Kredit- 

oder Finanzdienstleistungsinstituts über den Anteilsbesitz nach-

zuweisen. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages 
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vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesell-

schaft unter der in der Einladung zur Hauptversammlung hierfür 

genannten Adresse spätestens sechs Tage vor dem Tag der 

Hauptversammlung zugehen. Der Tag des Zugangs und der Tag 

der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen.“ 

 

cc) § 16 Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(4) Der Vorstand ist ermächtigt, die Übertragung der Hauptversamm-

lung in Bild und Ton zuzulassen. Eine entsprechende Ankündi-

gung erfolgt in diesem Fall mit der Einberufung.“  

 

dd) Nach § 16 Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

 

„(5) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. 

Vollmachten zur Ausübung des Stimmrechts, die nicht an ein 

Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der in 

§ 135 AktG gleichgestellten Personen erteilt werden, bedürfen der 

Textform. Gleiches gilt für den Widerruf der Vollmacht und ihren 

Nachweis gegenüber der Gesellschaft. Vollmachten können auch 

auf einem von der Gesellschaft näher zu bestimmenden elektro-

nischen Weg erteilt werden. Die Einzelheiten werden zusammen 

mit der Einberufung bekannt gemacht.“ 

 

b) Anmeldung zum Handelsregister 

 

 Der Vorstand wird angewiesen, die vorstehenden Beschlüsse über die Ände-

rungen der Satzung erst und nur nach Inkrafttreten der entsprechenden Ge-

setzesänderungen durch das Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterich-

tlinie (ARUG) zum Handelsregister anzumelden. Abweichungen zwischen der 

dann im Bundesgesetzblatt verkündeten Fassung und der Fassung nach dem 

Regierungsentwurf des ARUG vom 21. Januar 2009 bleiben außer Betracht, 

wenn sie für o. g. Satzungsänderungen ohne Bedeutung sind. 
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8. Wahl des Abschlussprüfers, des Konzernabschlussprüfers und des Ab-

schlussprüfers für die prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses 

und des Zwischenlageberichts im Halbjahresfinanzbericht jeweils für das Ge-

schäftsjahr 2009 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Ebner, Stolz, Mönning, Bachem GmbH & Co. KG, 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft (vormals Dr. Ebner, 

Dr. Stolz & Partner GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsge-

sellschaft), Hannover zum Abschlussprüfer der M.A.X. Automation AG, zum Kon-

zernabschlussprüfer und zum Abschlussprüfer für die prüferische Durchsicht des im 

Halbjahresfinanzbericht enthaltenen verkürzten Abschlusses und des Zwischenla-

geberichts (§ 37w Abs. 5 WpHG, § 37y Nr. 2 WpHG) jeweils für das Geschäftsjahr 

2009 zu wählen.  

 

Teilnahmebedingungen 

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind die-

jenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig bei der Gesellschaft in Textform in 

deutscher oder englischer Sprache angemeldet und der Gesellschaft einen in Textform 

erstellten besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut in 

deutscher oder englischer Sprache übermittelt haben. Der Nachweis hat sich hierbei auf 

den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesell-

schaft – ebenso wie die Anmeldung – spätestens am Freitag, dem 26. Juni 2009 unter 

folgender Adresse zugehen: 
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M.A.X. Automation AG 

c/o DZ Bank AG 

Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank/dwp bank 

Wildunger Straße 14 

60487 Frankfurt am Main 

Telefax: 069-5099-1110 

E-Mail: hauptversammlung@dwpbank.de 

 

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, können 

ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch die depotführende Bank, eine 

Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl ausüben lassen. Wenn weder 

ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung oder eine andere in § 135 Abs. 9 AktG 

oder in § 135 Abs. 12 AktG in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG genannte Person be-

vollmächtigt wird, ist die Vollmacht in schriftlicher Form zu erteilen. Der Gesellschaft sind 

in jedem Fall der Name des Aktionärs und des Bevollmächtigten sowie die Eintrittskarten-

Nr. mitzuteilen. Nach Maßgabe von § 30 a Abs. 1 Nr. 5 WpHG stellen wir unseren Aktio-

nären im Internet unter http://www.maxautomation.de entsprechende Formulare zur Ertei-

lung einer Vollmacht für die Hauptversammlung zur Verfügung; die Formulare können 

auch unter der unten genannten Adresse bei der Gesellschaft angefordert werden. Ein 

entsprechendes Formular für die Erteilung einer Vollmacht findet sich außerdem auf der 

Rückseite der Eintrittskarte, welche den Aktionären nach der oben beschriebenen form- 

und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird.  

 

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft benannte weisungs-

gebundene Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Die 

Vollmachten und Weisungen hierzu müssen ebenfalls in schriftlicher Form übermittelt 

werden. Entsprechende Formulare können unter der unten genannten Adresse bei der 

Gesellschaft angefordert werden und stehen auch im Internet unter 

http://www.maxautomation.de bereit. Vollmachten und Weisungen an Stimmrechtsvertre-

ter der Gesellschaft müssen bis zum Dienstag, dem 30. Juni 2009 bei der Gesellschaft 

eingegangen sein, anderenfalls können sie nicht berücksichtigt werden. Die von der Ge-

sellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind durch die Vollmachten nur insoweit zur 

Stimmrechtsausübung befugt, soweit ihnen eine ausdrückliche Weisung zu einzelnen 
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Gegenständen der Tagesordnung erteilt wurde. Wir bitten insoweit auch die Hinweise in 

den Formularen zu beachten. In der Vollmacht/Weisung ist die jeweilige Eintrittskarten-

nummer anzugeben. Wir weisen deswegen darauf hin, dass eine Bevollmächtigung wei-

sungsgebundener Stimmrechtsvertreter nur durch Aktionäre erfolgen kann, die über eine 

Eintrittskarte zur Hauptversammlung verfügen.  

 

Nach § 30 b Abs. 1 Nr. 1 WpHG geben wir bekannt, dass im Zeitpunkt der Einberufung 

dieser Hauptversammlung insgesamt 26.794.415 Aktien der M.A.X. Automation AG aus-

gegeben sind, die 26.794.415 Stimmen in der Hauptversammlung gewähren.  

 

Anfragen, Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären sowie die Anforderung von Un-

terlagen sind ausschließlich an folgende Anschrift zu richten:  

 

M.A.X. Automation AG 

Investor Relations 

Breite Straße 29-31 

40213 Düsseldorf 

Telefax: 0211/9099-111 

E-Mail: ir@maxautomation.de 

 

Mit einer Begründung versehene Anträge gegen die Beschlussvorschläge der Verwaltung 

zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge von Aktionären, 

die bis zum 18. Juni 2009, 24.00 Uhr unter der vorgenannten Adresse bei der Gesell-

schaft eingehen, werden, soweit sie rechtlich zulässig sind, unverzüglich einschließlich 

etwaiger Stellungnahmen der Verwaltung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

http://www.maxautomation.de zugänglich gemacht. Anderweitig adressierte Anträge wer-

den nicht berücksichtigt. 
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Wir würden uns freuen, Sie in Düsseldorf begrüßen zu dürfen.  

 

Düsseldorf, im April 2009 

 

M.A.X. Automation AG  

 

Der Vorstand 


